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Digitalisierung, Bürokratieabbau und Nach-
wuchsgewinnung: Für Lüth sind dies 
die maßgeblichen Stellschrauben, damit 
sich die Lage für die Steuerkanzleien 
bessert. Seine Gesprächspartner - MdB 
StB Markus Herbrand (finanzpolitischer 
Sprecher FDP) und MdB StB Sebastian 
Brehm (finanzpolitischer Sprecher CSU-
Landesgruppe) – kennen sich aufgrund 
ihres beruflichen Hintergrunds mit der 
Branche bestens aus. Viel Interesse und 
Verständnis zeigten sie etwa für folgen-
de DStV-Forderungen.

Erfolg der E-Rechnung steigern

Lüth warb etwa eindringlich dafür, dass 
die Steuerkanzleien im Rahmen des 
digitalen Meldesystems für die E-Rech-
nungen die Daten zeitgleich mit dem 
Finanzamt erhalten. Was wäre etwa, 
wenn die gemeldeten Umsatzdaten von 
den Angaben in der Umsatzsteuer-Vor-
anmeldung abweichen? Das Finanzamt 
fragt beim Unternehmen nach. Das Un-
ternehmen fängt an zu suchen. Um sich 

Die Wahl rückte unaufhörlich 
näher. Schon kurz danach  könn-
ten die verhandelnden Parteien 
inhaltliche Pflöcke einschlagen. 
DStV-Präsident StB Torsten Lüth 
traf sich deshalb in der letzten 
Sitzungsphase des Deutschen 
Bundestags mit maßgeblichen 
Ansprechpartnern aus dem  
Finanzausschuss. Mit im Ge-
päck: Die Anregungen des DStV 
für die neue Legislaturperiode. 

nicht weiter damit befassen zu müssen, 
bittet es bei seiner Steuerkanzlei um 
Hilfe. Hätten Steuerberaterinnen und 
Steuerberater die Informationen bereits, 
könnten sie die Abweichungen ohne 
aufwendige Abstimmungsprozesse klä-
ren. Von dem Effizienzgewinn würden 
Unternehmen und Finanzverwaltung 
profitieren.

Aufgrund ihrer Erfahrungen als Steuer-
berater konnten Herbrand und Brehm 
die Problemlage sehr gut nachvollzie-
hen. Für Herbrand stand unter anderem 
fest: Der Berufsstand sei auch in Zukunft 
konstruktiv einzubinden, um bestmögli-
che Politikergebnisse zu erzielen – dies 
schließe für ihn in dem konkreten Pro-
jekt den Datenaustausch auf operativer 
Ebene ein. Brehm versicherte: Am Ende 
müsse ein Meldesystem stehen, dass 
nicht wie ein Bremsklotz wirke, sondern 
allen Beteiligten helfe.

Berufsnachwuchs sichern

Lüth berichtete Herbrand und Brehm, 
wie schwierig sich die Nachwuchsgewin-
nung angesichts des demografischen 
Wandels gestalte. Für den DStV ist klar: 
Die Modernisierung der Steuerberater-
prüfung wäre ein wichtiger Baustein, um 
dem Fachkräftemangel zu begegnen. 
Eine modularisierte Prüfung und unbe-

Bundestags-
wahl 2025: 
DStV-Präsident 
on tour

schränkte Wiederholungsmöglichkeiten 
sind nur zwei seiner Anregungen. Steu-
erberaterinnen und Steuerberater stel-
len mit ihrer qualifizierten Tätigkeit das 
Steueraufkommen für den Staat sicher. 
Eine Novellierung der Prüfung ist daher 
auch im Interesse des Gesetzgebers 
und der Finanzverwaltung.

MdB StB Markus Herbrand (Finanzpolitischer Sprecher FDP), StB Torsten Lüth (DStV-Präsident) 

Herbrand stimmte dem DStV vollum-
fänglich zu: Auch die Zugangsbedingun-
gen zum Beruf sollten sich dem Wandel 
der Zeit stellen; allerdings ohne das Ni-
veau zu gefährden. Brehm unterstützte 
die Modernisierung der Steuerberater-
prüfung ebenfalls sehr. Er hielt unter 
anderem ein modularisiertes Verfahren, 
ähnlich wie bei den Wirtschaftsprüfern, 
für erforderlich.

MdB StB Sebastian Brehm (Finanzpolitischer 
Sprecher CSU-Landesgruppe), StB Torsten Lüth 
(DStV-Präsident) 

https://www.dstv.de/download-pool/dstv-positionen-zur-bundestagswahl-2025
https://www.dstv.de/download-pool/dstv-positionen-zur-bundestagswahl-2025
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Auf Wunsch der Länder erweiterte der 
Gesetzgeber mit dem Jahressteuerge-
setz 2024  den Umfang des Datensat-
zes der E-Bilanz nach § 5b EStG. Bereits 
für Wirtschaftsjahre, die in 2025 begin-
nen, fordert das Gesetz die Übermitt-
lung unverdichteter Kontennachweise 
mit Kontensalden. Ab 2028 kommen 
weitere Daten dazu.

Praxisnahe Klarstellung  
gefordert

Die neue Gesetzesfassung lässt offen, 
welche Daten als unverdichtete Konten-
nachweise mit Kontensalden zu verste-
hen sind. Dies nahm der DStV nicht hin. 

Er teilte dem BMF mit Schreiben vom 
20.12.2024 seine Auffassung mit und 
forderte: Lediglich die Kontonummer, 
die Kontobezeichnung und der Saldo 
der einzelnen Finanzbuchhaltungskon-
ten dürften von der neuen Übermitt-
lungspflicht umfasst sein. Einzelbuchun-
gen und Personenkonten jedoch nicht. 
Zusätzlich mahnte der DStV auch die 
Finanzbehörden, den Grundsatz der Da-
tensparsamkeit zu wahren (vgl. DStV-
Info vom 13.01.2025). 

Klärung in Sicht 

Das BMF reagierte prompt. Mit sei-
nem Antwortschreiben an den 

DStV vom 15.01.2025 bestätigte 
es die Auffassung des DStV. Aus Sicht 
des BMF umfassen die unverdichteten 
Kontennachweise die Kontonummer, 
die Kontenbezeichnung, den Konten-
saldo und die dazugehörige Position 
der E-Bilanz aller Sachkonten. Konten 
der Nebenbücher, wie Personenkonten, 
sind nicht in die Übermittlung einzube-
ziehen. Das BMF kündigte an, eine ent-
sprechende Definition des Begriffs der 
„unverdichteten Kontennachweise“ in 
das BMF-Schreiben zur Veröffentlichung 
der Taxonomie 6.9 aufzunehmen. Das 
Schreiben soll voraussichtlich im Juni 
2025 veröffentlicht werden.

DStV-Erfolg: BMF kündigt 
Klarstellung bei der E-Bilanz an!

Für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2024 beginnen, sind mit der E-Bilanz zusätzliche Daten zu übermitteln. Der 
DStV kritisierte die kurzfristig ins Gesetz genommene Neuerung nachdrücklich. Zugleich forderte er Konkretisierungen 
der unklaren Anforderungen. Das Ergebnis: Das BMF reagierte mit Schreiben vom 15.01.2025.

In welche Richtung könnte sich die 
Steuerpolitik nach der Bundestagswahl 
entwickeln? Der DStV adressierte seine 
Ideen für ein zukunftsfähiges Steuersys-
tem bereits im Dezember 2024 und gab 
dabei Empfehlungen zur Stärkung der 
Digitalisierung, zum Bürokratieabbau und 
zur Minderung des Fachkräftemangels  
(vgl. „DStV-Positionen zur Bundes-
tagswahl 2025“). 

Daran anknüpfend wandte sich StB 
Torsten Lüth, Präsident des DStV, mit 

Bundestagswahl 2025: DStV-Präsident fragt nach
Die neue Legislaturperiode hat 
begonnen. Wie es nach der Bun-
destagswahl weitergeht, fragte 
sich auch der steuerberatende 
Berufsstand. Einen kleinen Vorge-
schmack darauf, wie die wichtigs-
ten Vertreterinnen und Vertreter 
des Finanzausschusses des Deut-
schen Bundestags die DStV-An-
regungen angehen könnten, gab 
die DStV-Kampagne „3 Fragen – 
3 Antworten“. 

drei zentralen Fragen aus dem Steuer- 
und Berufsrecht an maßgebliche Ent-
scheidungsträger aus dem Deutschen 
Bundestag. Ein gut ausgestaltetes Mel-
desystem für die E-Rechnung, Steuerver-
einfachungen und die Reformierung der 
Steuerberaterprüfung sind zentrale Anlie-
gen für den Berufsstand. Hierzu bat DStV-
Präsident Lüth MdB Michael Schrodi  
(finanzpolitischer Sprecher SPD), MdB 
WP/StB Fritz Güntzler (CDU/CSU), MdB 

Katharina Beck (finanzpolitische Spre-
cherin Bündnis 90/Die Grüne), MdB 
StB Markus Herbrand (finanzpolitischer 
Sprecher FDP) und MdB StB Sebastian 
Brehm (finanzpolitischer Sprecher CSU-
Landesgruppe) um ihre Einschätzung.  
Er erhielt erfreulich ausführliche Antwor-
ten. Die vollständigen Interviews können 
Sie hier nachlesen: Link Homepage 
DStV.

https://www.dstv.de/artikel-pool/tb-028-25-fh-auf-einen-blick-3-fragen-3-antworten-zur-bundestagswahl
https://www.dstv.de/download-pool/dstv-schreiben-an-bmf-zur-erweiterung-des-datensatzes-der-e-bilanz
https://www.dstv.de/download-pool/dstv-schreiben-an-bmf-zur-erweiterung-des-datensatzes-der-e-bilanz
https://www.dstv.de/artikel-pool/tb-016-25-hs-klarstellung-umfang-e-bilanzdatensatz
https://www.dstv.de/artikel-pool/tb-016-25-hs-klarstellung-umfang-e-bilanzdatensatz
https://www.dstv.de/download-pool/bmf-antwort-auf-schreiben-zur-erweiterung-des-datensatzes-zur-e-bilanz
https://www.dstv.de/download-pool/bmf-antwort-auf-schreiben-zur-erweiterung-des-datensatzes-zur-e-bilanz
https://www.dstv.de/download-pool/bmf-antwort-auf-schreiben-zur-erweiterung-des-datensatzes-zur-e-bilanz
https://www.dstv.de/download-pool/dstv-positionen-zur-bundestagswahl-2025
https://www.dstv.de/download-pool/dstv-positionen-zur-bundestagswahl-2025
https://www.dstv.de/artikel-pool/tb-028-25-fh-auf-einen-blick-3-fragen-3-antworten-zur-bundestagswahl
https://www.dstv.de/artikel-pool/tb-028-25-fh-auf-einen-blick-3-fragen-3-antworten-zur-bundestagswahl
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Seit 01.01.2025 gelten für die Umsatzsteuerbefreiung für Bil-
dungsleistungen neue Regeln. Sie sorgen für erhebliche Unsicher-
heit. Das BMF legte Mitte Januar den Entwurf eines Schreibens 
vor, das für Klarheit sorgen soll. Das Gegenteil ist der Fall. Deshalb 
forderten renommierte Umsatzsteuerexperten und der DStV eine 
Übergangsregelung und mehr Rechtssicherheit. 

BMF-Entwurf zu Bildungsleistungen: 
Experten und DStV fordern Nachbesserungen

Mehrfach versuchte der Gesetzgeber, 
die umsatzsteuerliche Behandlung bil-
dungsbezogener Leistungen an die 
europäischen Vorgaben anzupassen. Im 
Jahressteuergesetz 2024 erreichten die 
Versuche ihren Tiefpunkt. Der Deutsche 
Bundestag ersetzte eine bürokratiearme 
und rechtssichere Lösung der Bundes-
regierung durch eine unklare, komple-
xe und höchst bürokratische Regelung. 
Der neue § 4 Nr. 21 UStG weitet den 
Anwendungsbereich immens aus und 
hält am Bescheinigungsverfahren fest. 
Jedoch ohne klarzustellen, wie dieses 
auf die neuerdings einzubeziehenden 
beruflichen Fortbildungen anzuwenden 
ist. Der DStV wandte sich hiergegen ge-
meinsam mit namhaften Umsatzsteuer-
experten frühzeitig und mit Nachdruck 
(vgl. DStV-Info vom 04.11.2024). 

Verstärkung der Unsicherheiten

Noch während des Gesetzgebungs-
verfahrens versprach das BMF, die 
Unsicherheiten per Schreiben zu be-
seitigen. Den Entwurf legte es aber 
erst am 17.01.2025 vor. Beim Blick in 
die Planungen wurde schnell klar: Der 
Entwurf bringt keine Klarheit, sondern 
verschärft die Probleme. Gemeinsam 
mit den renommierten Umsatzsteuer-
experten Prof. Dr. Zugmaier, Dr. Müller 
(beide KMLZ), Dr. Grune (Of Councel 
bei der INDICET Partners GmbH) und 
Prof. Radeisen forderte der DStV in einer  
gemeinsamen Stellungnahme eine 
Übergangsfrist und klare Vorgaben.

Entlastung durch  
Übergangsfrist

Der neue § 4 Nr. 21 UStG und die 
Grundsätze des BMF-Entwurfs sollen ab 
01.01.2025 gelten. Gesetzgeber und 

Finanzverwaltung verlangen damit 
die Umsetzung der neuen Regeln, 
bevor die Verwaltung überhaupt 
klare Vorstellungen davon hat. Un-
klar bleibt beispielsweise wie die 
Landesbehörden die Bescheini-
gungen für berufliche Fortbildun-
gen ausstellen sollen. 

Die extrem kurze Vorlaufzeit für 
die Gesetzesänderung bringt ins-
besondere gewerbliche Anbieter, 
die Bildungsleistungen bisher um-
satzsteuerpflichtig angeboten ha-
ben, in eine völlig unzumutbare 
Lage. Politik und Verwaltung lassen 
sie mit den Unsicherheiten und 
den  finanziellen Risiken allein. 
Ebenso schlimm: Das BMF will 
untergesetzliche, praxisrelevante 
Abgrenzungsvorgaben streichen. 
Das würde – zusätzlich zur gesetzlichen 
Neufassung – weitere Bildungsanbieter 
mit allen nachteiligen Konsequenzen 
unvorbereitet in die Steuerfreiheit zwin-
gen. Aufgrund fehlender Übergangsre-
gelung: rückwirkend.

Angesichts dieser Belastungen braucht 
es dringend eine Übergangsregelung.  
§ 4 Nr. 21 Satz 1 Buchstabe a) und b) UStG 
sollte frühestens ab 01.01.2028 gelten.

Rechtssicherheit im  
Bescheinigungsverfahren

Zum Nachweis der Steuerbefreiung ist 
eine Bescheinigung der zuständigen 
Landesbehörde nötig. Das BMF grenzt 
nicht ein, wer diese erwirken kann. Of-
fen bleibt, ob das Finanzamt die Landes-
behörden künftig weiterhin von Amts 
wegen einschalten kann. Ohne rechts-
sichere Regelung droht Anbietern das 
Risiko, dass das Finanzamt durch die 
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Umsatzsteuerbefreiung für unmittelbar dem Schul- und Bildungszweck 
dienende Leistungen: Entwurf zur Anpassung des UStAE 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die Übersendung des mit den obersten Finanzbehörden erarbeiteten Entwurfs 

zur Anpassung des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses an die Neuregelung von § 4 Nr. 21 UStG 

zum 01.01.2025 (UStAE-E). Gemeinsam mit den renommierten Umsatzsteuerexperten Prof. Dr. 

Oliver Zugmaier, Dr. Markus Müller (beide KMLZ), Dr. Jörg Grune (Of Councel bei der INDICET 

Partners GmbH) und Prof. Rolf-R. Radeisen nimmt der Deutsche Steuerberaterverband e.V. 

(DStV) hierzu Stellung. Wir freuen uns, wenn Ihnen unsere Anmerkungen eine Stütze sind. 

 
A. Vorwort 
Mit Schreiben vom 31.10.2024 wiesen die Unterzeichnenden auf die zahlreichen 

Anwendungsprobleme der Neuregelung des § 4 Nr. 21 UStG durch das Jahressteuergesetz 2024 

(JStG 2024) hin. Die vorgetragenen Bedenken wurden jedoch weder im Gesetzgebungsverfahren 

noch im Rahmen des nun vorliegenden Entwurfs berücksichtigt – sehr zur Enttäuschung der 

Unterzeichnenden. Von den Unternehmen und der steuerberatenden Praxis verlangen 

Gesetzgeber und Finanzverwaltung eine Umsetzung der neuen Regelungen, bevor die 

Verwaltung überhaupt klare Vorstellungen von der Neuregelung hat. Dieses Vorgehen zerstört 

das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit und Verlässlichkeit der Politik zutiefst. Auch der 

vorliegende Entwurf stellt dieses Vertrauen nicht wieder her. Vielmehr wirft er durch Unklarheiten 

weitere Fragen auf und steigert damit die Rechtsunsicherheiten.  

 

Kürzel Telefon Telefax E-Mail  Datum 
Me/HS/LR - S 01/25 +49 30 27876-2 +49 30 27876-799 dstv.berlin@dstv.de  12.02.2025 

Bundesministerium der Finanzen      
Unterabteilung III C  
Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 
 
 
 

Beantragung der Bescheinigung die Um-
satzsteuerbefreiung für sie –sogar rück-
wirkend – herbeiführt. Der wirtschaftliche 
Schaden wäre immens. Gerade Anbieter 
von beruflichen Fortbildungen, die seit 
Beginn 2025 in den Anwendungsbereich 
fallen und die ihre Leistungen bisher um-
satzsteuerpflichtig angeboten haben, sind 
hiervon in besonderem Maße betroffen. 

Mit Blick auf die europarechtskonforme 
Ausgestaltung der Regelung in Öster-
reich fordern die Experten gemeinsam 
mit dem DStV nachdrücklich weitere 
Anpassungen. In Österreich können Bil-
dungsanbieter, die ihre Leistungen über-
wiegend an Unternehmer (B2B) erbrin-
gen, eine Ausnahme beantragen und ihre 
Leistungen mit Umsatzsteuer erbringen. 
Entsprechend drängt der DStV mit den 
Experten darauf, dass Anbieter, die kei-
ne Bescheinigung beantragen, auch in 
Deutschland rechtssicher von der Steuer-
pflicht ausgehen können.

https://www.dstv.de/themen/steuerrecht/tb-099-24-hs-gem-schreiben-ust-bildungsleistungen
https://www.dstv.de/stellungnahmen-pool/dstv-stellungnahme-s-01-25-mit-ust-experten-an-das-bundesministerium-der-finanzen-zur-umsatzsteuerbefreiung-fuer-unmittelbar-dem-schul-und-bildungszweck-dienende-leistungen-entwurf-zur-anpassung-des-ustae


04

DStV-News

Verlag: 	 Stollfuß Verlag, Postanschrift: Lefebvre Sarrut GmbH,  
	 Bundeskanzlerplatz 2, 53113 Bonn, Tel. 0228 / 724-0 
Layout: 	 diewerbestrategen aus Hannover 
Druck: 	 Köllen Druck- und Verlagsgesellschaft mbH, Bonn

Herausgeber: 	 Deutscher Steuerberaterverband e.V. (DStV) 
	 Littenstraße 10, 10179 Berlin,  
	 Tel. 030 / 278 76-2, Fax: 030 / 278 76-799, dstv.berlin@dstv.de

Vereinsregister: 	 AG Charlottenburg, VR 20931 B

	 Verantwortlich für den Inhalt: StB Torsten Lüth, Präsident des DStV

Redaktion: 	 RAin/StBin Sylvia Mein, Geschäftsführerin DStV

Copyright: 	 Alle Urheber,- Nutzungs- und Verlagsrechte sind dem DStV vorbehalten.

Bildnachweise: 	 DStV; Tobias Koch, Henning Angerer, Bundestagsbüro Herbrand, photothek.net,  
	 Bundestagsbüro Brehm

03 | 2025

Social-Media

Deutscher Steuer- 
beraterverband e.V.
@steuerberatertag
@steuerberatertag

www.dstv.de 
www.fachberaterdstv.de 
www.steuerberatertag.de
www.steuerberater.de
www.dstv-praxenvergleich.de

Die EU-Kommission möchte die Wett-
bewerbsfähigkeit der europäischen Wirt-
schaft stärken. Ein zentrales Instrument, 
um dieses Ziel zu erreichen, bildet dabei 
die sog. Binnenmarktstrategie. Diese will 
die EU-Kommission im Juni 2025 ver-
öffentlichen. Ein Schwerpunkt der Bin-
nenmarktstrategie soll auf dem Bereich 
Dienstleistungen liegen. Dienstleistungs-
anbieter in Europa sollen nach den Vor-
stellungen der EU-Kommission künftig 
noch einfacher grenzüberschreitend tätig 
werden können. 

Der DStV hat während des Konsultations-
verfahrens dazu seine Stellungnahme 
eingereicht. Diese enthält insgesamt 28 
Forderungen und Empfehlungen für die 
künftige Ausrichtung von Steuerbera-
tungsdienstleistungen in Europa. 

Im besonderen Fokus: Das Berufsrecht 
der Steuerberaterinnen und Steuerbera-
ter in Deutschland darf im Namen einer 
fehlinterpretierten  Dienstleistungfreiheit 
nicht durch eine vorschnelle Öffnung 
des Steuerberatungsmarktes ausgehe-
belt werden. Daher fordert der DStV, 
dass die EU-Institutionen das Berufs-
recht nicht länger als Hindernis im 
Binnenmarkt brandmarken. Außerdem 
muss nach dem Willen des DStV künf-
tig konsequent zwischen hochwertigen, 
vertrauenswürdigen und herkömm-
lichen Dienstleistungen unterschieden 
werden.

Gleichzeitig will der DStV, dass Steuer-
beraterinnen und Steuerberater die 
Mandanten aus dem Land, in dem sie 
zugelassen sind, auch problemlos aus 

28 Forderungen des DStV 
zur EU-Binnenmarktstrategie

Weniger Bürokratie, eine effektive Verwaltung und die Gewährleistung hoch-
wertiger Dienstleistungen im Steuerrecht. Der DStV hat seine Stellungnahme 
zur Binnenmarktstrategie bei der EU-Kommission eingereicht. Sie enthält 
insgesamt 28 Forderungen und Empfehlungen für einen Binnenmarkt mit 
Zukunft für den Berufsstand.

anderen Ländern der EU betreuen kann. 
Dadurch soll der steigenden Mobilität 
und dem alltäglichen Einsatz von digi-
talen Kommunikationsmitteln Rechnung 
getragen werden. 

Darüber hinaus fordert der DStV, dass 
der Erwerb hochwertiger Qualifikatio-
nen, wie die Zulassung zur Steuerbe-
raterin oder zum Steuerberater, künftig 
besser gefördert wird. Dies wäre sicher-
lich zielführender, als Vorbehaltsaufga-
ben für Geringqualifizierte zu öffnen.   

Schließlich müssen Verwaltungsabläufe 
in den Mitgliedstaaten harmonisiert und
beschleunigt werden. Insbesondere 
grenznahe Kanzleien kennen die Schwie- 
rigkeiten, dass Webseiten der unter-
schiedlichen Verwaltungen, Meldefor-
mulare, Anträge oder andere Verwal-
tungsinstrumente im Nachbarland so 
unterschiedlich sind, dass sie ein echtes 
Hindernis für Dienstleistungsanbieter 
darstellen.  

Deutscher Steuer- 
beraterverband e.V.

Hinweis auf die Rubrik „Bericht aus Brüssel“:

In der Ausgabe 03/2025 des DStV-Organs „Die Steuerberatung“  
erfahren Sie mehr über die steuerpolitischen Prioritäten des neuen  
EU-Kommissars Wopke Hoekstra, wie er sie im Unterausschuss für 
Steuerfragen des EU-Parlaments vorstellte – wie stets in unserer  
Rubrik „Bericht aus Brüssel“.
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